
Satzung des Vereins “Schaufel & Ente”

§ 1. Name, Sitz, Geschäftsjahr
1. Der Verein führt den Namen “Schaufel & Ente”.
2. Sitz des Vereins ist München.
3. Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2. Zweck des Vereins
1. Zweck des Vereins ist die Stärkung des nachbarschaftlichen Miteinanders um den
Entenbachplatz, die Schaffung eines öffentlichen Begegnungsortes und die gärtnerische Pflege
von Grünfläche und Hochbeeten am Entenbachplatz München.
2. Der Zweck des Vereins wird verwirklicht insbesondere durch die Organisation gärtnerischer
Aktivitäten um den Entenbachplatz, kultureller und nachbarschaftlicher Veranstaltungen,
öffentlicher Kommunikation sowie der Durchführung von weiteren Aktivitäten zur Finanzierung
und Ermöglichung dieser Zwecke.
3. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des
Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.
Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel
des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder
erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch
Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe
Vergütungen begünstigt werden.
4. Der Vorstand ist grundsätzlich ehrenamtlich tätig. Die Mitgliederversammlung kann eine
jährliche, angemessene pauschale Tätigkeitsvergütung für Vorstandsmitglieder beschließen.

§ 3. Mitgliedschaft
1. Mitglied des Vereins kann jede natürliche und juristische Person werden.
2. Der Antrag auf Aufnahme in den Verein ist an den Vorstand zu richten. Der Vorstand
entscheidet über die Aufnahme.
3. Die Mitgliedschaft endet durch Tod, bei juristischen Personen deren Erlöschen, Austritt oder
Ausschluss.
4. Der Austritt ist schriftlich gegenüber dem Vorstand zu erklären. Er ist nur mit einer Frist von
zwei Monaten zum Ende eines Kalenderjahres zulässig.
5. Ein Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn es gegen die
Vereinsinteressen verstoßen hat oder wenn es mit mindestens einem Jahresbeitrag mit mehr
als sechs Monaten in Verzug ist. Über einen Ausschluss entscheidet der Vorstand. Dem
Auszuschließenden ist vor der Beschlussfassung Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben; der
Ausschluss wegen Zahlungsverzuges ist mit einer Frist von drei Monaten schriftlich
anzudrohen.
6. Gegen die Ablehnung der Aufnahme und gegen den Ausschluss aus dem Verein kann die
betroffene Person binnen eines Monats nach Zugang der Entscheidung Beschwerde einlegen.



Über die Beschwerde entscheidet die nächste Mitgliederversammlung. Die Beschwerde gegen
den Ausschluss hat eine aufschiebende Wirkung.
7. Die Mitgliederversammlung kann jede natürliche und juristische Person, die sich besonders
um den Verein verdient gemacht hat, zum Ehrenmitglied ernennen.

§ 4. Mitgliedsbeiträge
1. Von den Mitgliedern wird ein Geldbetrag als regelmäßiger Jahresbeitrag erhoben. Über Höhe
und Fälligkeit bestimmt die Mitgliederversammlung.
2. Ehrenmitglieder haben keine Beiträge zu leisten.

§ 5. Organe des Vereins
Organe des Vereins sind der Vorstand und die Mitgliederversammlung.

§ 6. Vereinsvorstand
1. Der Vorstand besteht aus drei bis sieben gleichberechtigten Mitgliedern. Den
Vorstandsmitgliedern werden Arbeitsbereiche zugeteilt. Unter den Vorstandsmitgliedern ist ein
Schatzmeister. Die Größe und Zusammensetzung des Vorstandes wird von der
Mitgliedersammlung bestimmt.
2.Der Verein wird durch die Vorstandsmitglieder gemeinschaftlich vertreten, jedes
Vorstandsmitglied ist einzeln zur Vertretung des Vereins in seinem Arbeitsbereich berechtigt.
3. Wählbar sind nur Vereinsmitglieder.
4. Die Mitglieder des Vorstands werden in geheimer Wahl und mit der einfachen Mehrheit der
abgegebenen Stimmen von der Mitgliederversammlung für die Dauer von 2 Jahren gewählt. Ein
Mitglied bleibt nach Ablauf der regulären Amtszeit bis zur Wahl seines Nachfolgers im Amt.
5. Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus dem Vorstand aus, so sind die verbleibenden Mitglieder
des Vorstands berechtigt, ein Mitglied des Vereins bis zur Wahl des Nachfolgers durch die
Mitgliederversammlung in den Vorstand zu wählen.
6. Der Widerruf der Berufung zum Vorstand (auch die Abberufung oder Abwahl) durch die
Mitgliederversammlung ist nur aus wichtigem Grund im Sinne des § 27 Absatz 2 BGB möglich.

§ 7. Zuständigkeit des Vorstandes
1. Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, die nicht durch
gegenwärtige Satzung einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. Er hat insbesondere
folgende Aufgaben: a) Vorbereitung der Mitgliederversammlung und Aufstellung der
Tagesordnung, b) Einberufung der Mitgliederversammlung, c) Ausführung der Beschlüsse der
Mitgliederversammlung, d) Verwaltung des Vereinsvermögens und Buchführung, e) Erstellung
der Jahreshaushaltspläne und der Jahresberichte, f) Beschlussfassung über Aufnahme und
Ausschluss von Mitgliedern.

§ 8. Beschlussfassung des Vorstandes
1. Dem Vorstand des Vereins obliegen die Vertretung des Vereins nach § 26 Bürgerliches
Gesetzbuch (BGB) und die Führung seiner Geschäfte. Rechtsgeschäfte, die zu einer



Verpflichtung des Vereins über 500 Euro führen, bedürfen der Vertretung durch zwei
Vorstandsmitglieder.
2. Ein Vorstandsbeschluss kann außerhalb einer Sitzung, mündlich, schriftlich, per E-Mail oder
auf anderem Wege der elektronischen Kommunikation gefasst werden.
3. Alle Vorstandsmitglieder haben einen Anspruch auf Auslagenersatz gemäß § 670 BGB.

§ 9. Mitgliederversammlung
1. Mindestens einmal im Kalenderjahr ist vom Vorstand eine ordentliche Mitgliederversammlung
einzuberufen. Die Einladung erfolgt per E-Mail oder alternativer digitaler Kommunikation an die
letzte bekannte Kontaktadresse des Mitglieds. Aus diesem Grund wird die E-Mail-Adresse der
Mitglieder erhoben und gespeichert. Die Einladungsfrist beträgt zwei Wochen. Der Einladung ist
eine Tagesordnung beizufügen.

2. Ein rechtzeitig vor Ablauf der Einladungsfrist eingehender Antrag eines Mitglieds ist in die
Tagesordnung aufzunehmen.

3. Der Vorstand hat eine außerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen, wenn es das
Interesse des Vereins erfordert oder wenn mindestens ein Zehntel der Mitglieder dies schriftlich
unter Angabe des Zwecks und der Gründe beantragt.

4. Sitzungsleitung und Hausrecht auf der Mitgliederversammlung obliegen dem Vorstand. Der
Vorstand kann die Sitzungsleitung delegieren.

5. Die Mitgliederversammlung ist grundsätzlich nicht-öffentlich. Der Vorstand kann die
Teilnahme externer Personen insgesamt erlauben.

6. Die Mitgliederversammlung kann jede Entscheidung des Vorstands nach Abs. 6 mit einer
Zweidrittelmehrheit ändern.

7. Auf der Mitgliederversammlung muss der Vorstand über das abgelaufene Geschäftsjahr und
die Zeit danach bis zur Mitgliederversammlung berichten. Der Vorstand kann einen schriftlichen
Tätigkeitsbericht vorlegen.

8. Der Vorstand bzw. der neue Vorstand - im Falle einer Neuwahl auf der
Mitgliederversammlung - soll einen Ausblick auf die im folgenden Jahr geplanten Aktivitäten des
Vereins geben.

§ 10 Beitreibungspflicht
1. Der Vorstand kann aus sozialen, finanziellen oder sonstigen Gründen mit einfacher Mehrheit
beschließen, von der Beitreibung fälliger Mitgliedsbeiträge abzusehen. Der Vorstand ist in
diesem Fall verpflichtet, auf der folgenden Mitgliederversammlung über die Höhe des Verzichts
und die Gründe zu berichten.



2. Die Mitgliederversammlung kann auf Antrag eines Mitglieds aus sozialen, finanziellen oder
sonstigen Gründen mit einfacher Mehrheit beschließen, ein Mitglied befristet oder dauerhaft von
der Entrichtung eines Mitgliedsbeitrags zu befreien. Auf gleiche Weise kann eine Befreiung für
die Zukunft aufgehoben werden.

§ 11. Kassenführung
1. Der Schatzmeister hat über die Kassengeschäfte Buch zu führen und eine Jahresrechnung
zu erstellen.
2. Die Jahresrechnung wird von zwei Kassenprüfern geprüft, die von der
Mitgliederversammlung gewählt werden. Für deren Wahl, Wählbarkeit und Amtsdauer gelten die
Bestimmungen für Vorstandsmitglieder entsprechend. Die geprüfte Jahresrechnung ist der
Mitgliederversammlung zur Beschlussfassung vorzulegen.

§ 12. Datenschutz
Im Rahmen der Mitgliederverwaltung und zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins
werden von den Mitgliedern folgende Daten erhoben und im Rahmen der Mitgliedschaft
verarbeitet und gespeichert: (Name, Vorname, Anschrift, ggf. (wenn nötig) Geburtsdatum,
E-Mail- Adresse, ggf. Bankverbindung).

§ 13. Auflösung des Vereins
1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer zu diesem Zweck einberufenen
Mitgliederversammlung beschlossen werden.
2. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen
des Vereins an den Bezirksausschuss 5 Au-Haidhausen, der es unmittelbar und ausschließlich
für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat.
3. Liquidatoren sind der 1. und 2. Vorsitzende als je einzelvertretungsberechtigte Liquidatoren,
soweit die Versammlung nichts anderes beschließt.

Diese Satzung wurde bei der Gründungsversammlung am 10.04.2024 einstimmig
verabschiedet und beschlossen.

München, den 10.04.2024

_____________________________ ___________________________
________________________

_____________________________ ___________________________
________________________



_____________________________ ___________________________
________________________

_____________________________ ___________________________
________________________


